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Deutscher Städtetag | Hausvogteiplatz 1 | 10117 Berlin 

 

An das  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Herrn Martin Bungartz 
Rochusstraße 1 
53123 Bonn 
 
per E-Mail: Leistungsrechtsanpassungsgesetz@bmas.bund.de 
 

 

 
 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewährung von 
Leistungen für Personen, die in Anwendung der Richtlinie 
2001/55/EG vom 20. Juli 2001 eine Aufenthaltserlaubnis zur Aufent-
haltsgewährung zum vorübergehenden Schutz erhalten oder bean-
tragt haben (Leistungsrechtsanpassungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bungartz, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 

wir bedanken uns für die Übersendung des o.g. Entwurfs und die Mög-
lichkeit dazu Stellung zu nehmen. 

 
Direkter Zugang ins Jobcenter wichtig und richtig 
Der Deutsche Städtetag stellt zunächst allgemein fest, dass die schnelle 
Aufnahme und der Zugang von Schutzsuchenden aus der Ukraine auf-
grund des russischen Angriffskrieges in die Hilfesysteme des SGB II und 
SGB XII ein sinnvoller und erfolgreicher Weg waren. Nur so konnten die 
Städte die hohen Zuzugszahlen erfolgreich bewältigen und den Men-
schen schnellstmöglich Unterstützung gewähren. Die erfolgreiche Ar-
beit der Jobcenter hat bewiesen, dass ihre bewährte Struktur und um-
fassenden Unterstützungsangebote für eine schnelle Integration in Ar-
beit am besten geeignet sind.  
 
Keine Notwendigkeit für Rechtskreiswechsel rückwärts 
Der Deutsche Städtetag sieht deshalb grundsätzlich keine Notwendig-
keit einer Rückabwicklung des Anspruches auf Leistungen des SGB II 
und XII von Schutzsuchenden aus der Ukraine und unterstützt 
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ausschließlich, dass die geplanten Änderungen bei den Leistungen für Ge-
flüchtete aus der Ukraine nur für Neueinreisende gelten sollen.  
 
Strukturelle Belastung der Kommunen vollständig und dauerhaft überneh-
men 
Der Rechtskreiswechsel entlastet den Bund und belastet die kommunale 
Ebene strukturell erheblich. Finanziell ertragen Städte, Kreise und Gemeinden 
diese Änderungen ausschließlich dann, wenn alle sofortigen und künftigen 
Mehraufwände vollständig durch den Bund gedeckt werden. Dies betrifft so-
wohl Ausgaben aufgrund von neuen Leistungsansprüchen als auch Mehrauf-
wände durch den höheren Verwaltungsaufwand.  
Der Deutsche Städtetag fordert die Bundesregierung dringend dazu auf, eine 
strukturelle Unterfinanzierung der kommunalen Ebene zu vermeiden und si-
cherzustellen, dass kurz- und langfristig keine Mehrbelastungen durch diese 
gesetzlichen Anpassungen resultieren.  
Dabei ist insbesondere auch die Ausfinanzierung stark steigender Gesund-
heitskosten für die Leistungsbeziehenden nach dem AsylbLG zu beachten.  
 
Schrittweise Übergang gut geregelt 
Der Deutsche Städtetag begrüßt ausdrücklich die Regelungen für einen 
schrittweisen Übergang in das neue System. Der Rechtskreiswechsel zum Asyl-
bewerberleistungsgesetz nach Auslaufen der individuellen Leistungsgewäh-
rung erspart den Jobcentern und Sozialämtern aufwändige Erstattungsverfah-
ren und Aufhebungsbescheide. Auch die inhaltliche Ausgestaltung der Stich-
tagsregelung überzeugt. Sie ermöglicht einfach und rechtssicher festzustellen, 
ob eine Person unter den Anwendungsbereich des jeweiligen Leistungsgeset-
zes fällt. 
Der Deutsche Städtetag wünscht sich allerdings in diesem Themenbereich De-
tailergänzungen im Gesetzentwurf. Erstens sollte für den Leistungsbezug von 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel SGB XII aufgrund der monatli-
chen Bewilligung eine Übergangsregelung aufgenommen werden, damit auch 
für diesen Personenkreis eine nahtlose Leistungsgewährung sichergestellt ist. 
Zweitens sollte im SGB XII die sofortige Vollziehbarkeit der Einstellungsbe-
scheide geregelt sein, damit Widersprüche gegen die Einstellung der SGB XII-
Leistungen keine aufschiebende Wirkung entfalten. Im SGB II ist dies bereits 
so vorgesehen. 
Drittens reisen gegenwärtig verstärkt Personen aus der Ukraine erneut in die 
Bundesrepublik ein. Aufgrund einer längeren Abwesenheit erlischt der Aufent-
haltstitel und die Personen müssen erneut einen Antrag nach § 24 Aufent-
haltsgesetz stellen. Der Gesetzentwurf sollte klären, welchen Leistungsan-
spruch dieser Personenkreis besitzt.  
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Arbeitserlaubnis und Qualifizierung elementar – Agenturen in der Pflicht 
Unentbehrlich für Schutzsuchende aus der Ukraine bleiben auch in Zukunft 
die sofortige Arbeitserlaubnis und Ansprüche auf schnelle Qualifizierung, 
Sprachkurse und Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik.  
Die Jobcenter wären hierfür die beste Option. Durch die Rückführung in das 
Asylbewerberleistungsgesetz werden die Agenturen für Arbeit zuständig. Für 
diese neue Aufgabe brauchen die Agenturen für Arbeit einen klaren gesetzli-
chen Auftrag, Personal und finanzielle Ressourcen, sonst wird die bisherige 
gute Begleitung in Ausbildung und Arbeit durch die Neuregelung ausge-
bremst. Die Kommunen allein können die Aufgabe der Integration in Arbeit 
für diese Personen ohne eine Zuständigkeit der Jobcenter nicht mehr stem-
men. 
 
Vermögensprüfung – bundeseinheitliche Vorgaben 
Der Koalitionsvertrag versprach bundeseinheitliche Vorgaben zur Vermö-
gensermittlung und -Prüfung für Rechtskreiswechsler. Diese Vorgaben fehlen, 
so dass die Freigrenzen des § 7 Absatz 5 Asylbewerberleistungsgesetz gelten 
werden.  
Aus Sicht des Deutschen Städtetag wäre es sehr wünschenswert, dass bundes-
einheitliche Vorgaben zum Vermögen ergänzt werden. Die Unterschiede bei 
der Anrechenbarkeit von Vermögen im Asylbewerberleistungsgesetz und im 
SGB II und XII sind sehr groß und Themen wie Eigentum oder Rentenansprü-
che in der Ukraine sind zu regeln. Außerdem bedarf es einen Datenaustausch 
zwischen den Leistungsträgern für den Übergang, um die die Informationen zu 
den angegebenen Vermögenswerten zu übermitteln.  

 
Krankenkosten regeln – freiwillige Krankenversicherung ermöglichen 
Der Deutsche Städtetag begrüßt ausdrücklich das Ziel des Gesetzentwurfes, 
dass eine Weiterversicherung in einer gesetzlichen Krankenkasse im Rahmen 
einer obligatorischen Anschlussversicherung nach dem Rechtskreiswechsel er-
möglicht werden soll. Aktuell bestehen allerdings erhebliche Zweifel, wie 
Rechtskreiswechsler die Vorversicherungszeiten gemäß § 9 SGB V von mindes-
tens 12 Monaten erfüllen können. Wir gehen deshalb davon aus, dass ohne 

eine gesetzliche Klarstellung Rechtskreiswechsler zwingend Leistungen der 
Krankenhilfe nach den Bestimmungen des § 4 Asylbewerberleistungsgesetz 
erhalten werden.  
Aus Sicht des Deutschen Städtetags muss die Option der freiwilligen Kranken-
versicherung ermöglicht werden. Die Kommune als Leistungsbehörde muss 
die Entscheidung treffen dürfen, die Rechtskreiswechsler weiter freiwillig zu 
versichern. Dies soll sowohl für Rechtskreiswechsler als auch für Neueinrei-
sende gelten. Ebenso sollte im Asylbewerberleistungsgesetz geregelt werden, 
dass für Grundleistungsbeziehende Beiträge für die gesetzliche Krankenversi-
cherung zu übernehmen sind. 
Insgesamt muss sichergestellt werden, dass der kommunalen Ebene alle ent-
stehenden Kosten begonnener Behandlungen erstattet werden. 



   

Seite 4 / 4 

Erstattungsverfahren von Krankenkassen für begonnene Behandlungen sind 
gesetzlich auszuschließen. 
 
Eine Leistung für eine Familie – Mischbedarfsgemeinschaften vermeiden 
Aus Sicht des Deutschen Städtetags muss der geplante Rechtskreiswechsel Fa-
milien schützen. Eine Familie sollte Anspruch auf die gleiche Sozialleistung er-
halten. Bei einem Familiennachzug sollte deshalb das neueinreisende Famili-
enmitglied den Leistungsanspruch der anderen Familienmitglieder erhalten. 
Dies muss ausdrücklich auch für Kinder gelten, die nach dem 1. April 2025 ge-
boren werden. Eine solche Regelung vermeidet auch hohe Verwaltungsauf-
wände und Schnittstellenproblematiken zwischen den Leistungsbehörden 
durch entstehende Mischbedarfsgemeinschaften.  
 
Wohnen und Kindergeld – Fragen offen 
Aus Sicht des Deutschen Städtetags sind gesetzliche Klarstellungen bei den 
Themen Wohnen und Kindergeld notwendig. Insbesondere das Thema Woh-
nen braucht einfach administrierbare Vorgaben. Ein Großteil der zukünftigen 
Rechtskreiswechsler haben mit Zustimmung des Leistungsträgers Wohnungen 
auf dem freien Wohnungsmarkt angemietet. Auch wenn das Asylbewerber-
leistungsgesetz grundsätzlich die Möglichkeit eröffnet mittels Sachleistungen 
eine Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft zu ermöglichen, wäre 
dies eine unbillige Härte gegenüber den Personen, die bereits in einem Miet-
verhältnis stehen. U.a. sorgen die bestehenden Karenzzeiten zur Übernahme 
von Wohnkosten im SGB II und XII zur Übernahme höherer Unterkunftskos-
ten. Eine Regelung zum Umgang mit unangemessenen Kosten der Unterkunft 
ist deshalb sinnvoll.  
Außerdem wäre eine Klarstellung hinsichtlich bestehender Kindergeldansprü-
che von Rechtskreiswechslern zu begrüßen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  

 
 

 
 
 
 
 
 
 


